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Der iw-Newsletter versorgt Sie mit aktuellen und 

praxisnahen Informationen aus dem Recht der 

Sozialwirtschaft. Sie erwarten fundierte Analysen und 

Einschätzungen zu für Sie relevanten Themengebieten, die 

wir tagtäglich betreuen oder die in Zukunft wichtig werden. 

Dazu zählen insbesondere Arbeitsrecht, Heimrecht, 

Leistungsrecht und Vertragsrecht aus SGB V, VIII, IX, XI und 

XII, das zugehörige Vergütungsrecht sowie Strafrecht.

Themen

• Kein Vergütungsanspruch ohne PDL

• Heimaufsicht gestoppt: Erfolg im Eilverfahren

• BSG: Keine Ausschlussfrist beim Corona-Rettungsschirm

• Neue QPR 2026: Was ambulante Pflegedienste jetzt wissen 

müssen

• Abmahnung? So geht es richtig!

• Ambulante Pflegedienste: Investitionskosten richtig abrechnen
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KEIN VERGÜTUNGSANSPRUCH OHNE PDL

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat mit Beschluss vom 27. Mai 2025 

klargestellt: Rechnet ein ambulanter Pflegedienst ab, ohne dass 

eine qualifizierte PDL tatsächlich tätig ist, entfällt der gesamte 

Vergütungsanspruch – auch wenn die Leistungen erbracht 

wurden.

Der Fall: Ein Pflegedienstbetreiber rechnete über Jahre 

gegenüber Kranken- und Pflegekassen ab, ohne eine PDL zu 

beschäftigen. Die gemeldeten Personen waren entweder nicht 

qualifiziert oder gar nicht im Dienst aktiv. 

Das Landgericht (LG) Nürnberg-Fürth verurteilte den Betreiber 

wegen Betruges in 700 Fällen zu fünf Jahren und neun Monaten 

Haft und ordnete die Einziehung von über 3,3 Millionen Euro an.

Die Entscheidung: Der BGH bestätigt das Urteil des LG und 

wendet die streng formale Betrachtungsweise an. Ohne PDL sind 

abgerechnete Leistungen rechtlich „wertlos“. Es gilt ein rigoroses 

Alles-oder-Nichts-Prinzip – auch tatsächlich entstandene 

Personal- und Sachkosten werden nicht gegengerechnet. 

Die PDL-Vorgabe gilt nicht nur für die Zulassung, sondern für jede 

einzelne Abrechnung! 

Das Problem in der Praxis: Fällt die PDL unverschuldet aus, etwa 

durch Krankheit oder Kündigung, stehen Dienste vor einem kaum 

lösbaren Konflikt zwischen Versorgungspflicht und Abrechnungs-

verbot. Verlässliche Übergangsregelungen fehlen bislang. 

Praxistipp: Melden Sie jeden PDL-Ausfall sofort und nachweisbar 

an die Landesverbände der Pflegekassen und an alle Kassen, 

gegenüber denen Sie abrechnen! Klären Sie aktiv, wie mit 

laufenden Leistungen umzugehen ist. Dokumentieren Sie 

lückenlos Ihre Bemühungen um Ersatz und lassen Sie sich 

Absprachen schriftlich bestätigen.

Sybille Jahn-Prein



HEIMAUFSICHT GESTOPPT: ERFOLG IM 

EILVERFAHREN

Das Verwaltungsgericht Gießen hat mit einem Beschluss vom 

30. April 2026 wesentliche Teile einer heimrechtlichen Anordnung 

vorläufig gestoppt (Az. 2 L 424/26.GI). Angreifbar waren drei 

Punkte: die dauerhafte Meldepflicht für Personal und Belegung –

Auskünfte nur anlassbezogen, nicht als Routine, das Zwangsgeld 

von 15.000 EUR, weil es Einzeltag und Wochen nicht 

unterscheidet, sowie der starre Belegungsstopp bezogen nur 

auf die Kopfzahl, ohne Befristung und Differenzierung. 

Verhältnismäßig wäre eine am Pflegegrad orientierte Steuerung 

der Neuaufnahmen gewesen. Fazit: Pauschale Anordnungen 

rechtlich zu prüfen, kann sich auszahlen. Fristen wahren, 

Nachweise zeitnah vorlegen!

Nicole Hörr

Das BSG hat mit Urteil vom 18. Juni 2026 die seit Jahren 

umstrittene Ablehnungspraxis der Pflegekassen beim 2022 

ausgelaufenen Pflege-Rettungsschirm gekippt: Die in den 

Festlegungen des GKV-Spitzenverbandes gesetzte Antragsfrist für 

Corona-Erstattungen ist keine materielle Ausschlussfrist. Danach 

verspätete Anträge lassen den Erstattungsanspruch nicht 

entfallen. Viele Einrichtungsträger haben sich zu Recht gewehrt 

und erhalten nun endlich die erhofften Nachzahlungen.

Praxistipp: Ruhende Verfahren nach Veröffentlichung der 

Urteilsgründe fortsetzen. Prüfen Sie abgelehnte oder nicht 

gestellte Anträge. Verzugszinsen nicht vergessen! Es gelten nach 

der Entscheidung des BSG allerdings die allgemeinen 

sozialrechtlichen Verjährungsfristen. Mehr dazu lesen Sie hier.

Bao-Linh Ruoff

BSG: KEINE AUSSCHLUSSFRIST BEIM CORONA-

RETTUNGSSCHIRM

https://www.iw-recht.de/site/assets/files/5594/corona-rettungsschirm-nachtraegliche-erstattungen-in-millionenhoehe.pdf


NEUE QPR 2026: WAS AMBULANTE PFLEGEDIENSTE 

JETZT WISSEN MÜSSEN

Am 1. Juli 2026 traten die neuen Qualitätsprüfungs-

Richtlinien ambulant (QPR Teil 1a) in Kraft. Erstmals erließ 

sie der Medizinische Dienst Bund. Parallel dazu löst die 

Qualitätsdarstellungsvereinbarung ambulant (QDVA) das 

bisherige Schulnotensystem ab.

Personenzentrierung als neuer Prüfmaßstab

Die Prüfung orientiert sich künftig an der individuellen 

Versorgungssituation jeder Person. Ein Qualitätsaspekt wird nur 

geprüft, wenn er Bestandteil des konkreten Auftrags Ihres 

Pflegedienstes ist. 

Weniger Papier, mehr Können: Das Fachgespräch wird 

entscheidend

Die neue QPR kennt sechs gleichrangige Informationsquellen:

• Gespräch mit der versorgten Person und Inaugenscheinnahme

• Gespräch mit den anwesenden Angehörigen

• Fachgespräch mit den Mitarbeitern des Pflegedienstes

• Pflegedokumentation und weitere verfügbare Unterlagen

• Beobachtung während der Prüfung (auch „Zufallsfunde“)

• QM-Unterlagen des Pflegedienstes



Eine feste Rangfolge oder unterschiedliche Wertigkeit existiert 

nicht. Fehlende Dokumentationseinträge allein genügen nicht 

zum Nachweis eines Defizits.

Aber: Fehlt die individuelle Maßnahmenplanung ganz, gilt dies 

automatisch als Defizit (Bewertung: C). Ist sie nur lückenhaft, die 

Versorgung aber bedarfsgerecht, wird dies als Auffälligkeit 

(Bewertung: B) gewertet. 

Noten A-D statt Schulnoten

Die bisherigen Qualitätsbereiche werden durch fünf Bereiche (QB 

1-4 personenbezogen, QB 5 einrichtungsbezogen) ersetzt. 

Bewertet wird vierstufig:

A= keine Auffälligkeiten 

B= Auffälligkeiten ohne Risiken

C= Defizit mit Risiko negativer Folgen

D= Defizit mit eingetretenen negativen Folgen.

Eine D-Bewertung darf nicht allein auf fehlender Dokumentation 

beruhen. 

Fazit: Die Reform verspricht mehr Praxisnähe und weniger 

Dokumentationsfixierung. Gleichzeitig wächst der 

Vorbereitungsaufwand. Wer jetzt die Fachgesprächskompetenz 

der Mitarbeiter, die Maßnahmenplanung und das Qualitäts-

managementsystem gezielt stärkt, hat gegenüber dem Prüfteam 

die besten Karten. 

Praxistipp: So bereiten Sie sich vor:

1. Fachgespräch schulen: Bereiten Sie Ihre Mitarbeiter gezielt auf 

das mündliche Fachgespräch im Prüfkontext vor.

2. Maßnahmenplanung sicherstellen: Für jede versorgte Person 

muss eine schriftliche individuelle Planung existieren. 

3. Klienten informieren: Erklären Sie Pflegebedürftigen und 

Angehörigen das neue Bewertungssystem. Die intuitive Schulnote 

entfällt. 

Oliver Herbert



ABMAHNUNG? SO GEHT ES RICHTIG!

Die Abmahnung rügt Pflichtverletzungen von Beschäftigten und 

soll ihr Verhalten ändern. Zugleich ist sie regelmäßig 

Voraussetzung für eine verhaltensbedingte Kündigung. Anhand 

eines Beispiels zeigen wir, wie man richtig abmahnt. 

1. Aufzeigen der Pflicht 

Sollte ein Mitarbeiter sich verspätet haben, formuliert man etwa: 

„Zu Ihren wesentlichen Pflichten gehört es, zu dem für Sie geplanten 

Arbeitsbeginn zum Dienst zu erscheinen.“

2. Aufzeigen der Pflichtverletzung 

Im Anschluss schildern Sie konkret und wertungsfrei, wie der 

Mitarbeiter gegen diese Pflicht verstoßen hat: „Am 17.07.2026 

waren Sie ab 08:00 im Dienst eingeplant. Obwohl Ihr Arbeitsbeginn 

an diesem Tag um 08:00 Uhr war, sind Sie tatsächlich erst um 

08:30 Uhr zum Dienst erschienen.“

3. Hinweis auf Missbilligung

Anschließend machen Sie deutlich, dass Sie dieses 

Verhalten missbilligen: „Damit haben Sie gegen Ihre 

arbeitsvertraglichen Pflichten verstoßen, weshalb wir Sie hiermit 

abmahnen.“

4. Warnung für Zukunft und Androhung Konsequenzen

Zum Abschluss fordern Sie den Mitarbeiter zur Unterlassung 

vergleichbarer Pflichtverstöße auf und drohen zugleich 

arbeitsrechtliche Konsequenzen an: „Wir fordern Sie auf, ein 

Fehlverhalten wie das dargestellte künftig zu unterlassen. Sollte sich 

ein derartiges Fehlverhalten wiederholen, müssen Sie mit weiteren 

arbeitsrechtlichen Maßnahmen bis hin zur Kündigung rechnen.“

Praxistipp: Auch wenn eine Abmahnung eine emotionale Sache 

sein kann, sollte sie sachlich formuliert werden. Meiden Sie 

subjektive Wertungen oder Äußerungen wie „zum wiederholten 

Mal“. Halten Sie die Abmahnung möglichst knapp, da im Streitfall 

jede einzelne Äußerung bewiesen werden muss.

Ioannis Michalis



AMBULANTE PFLEGEDIENSTE: 

INVESTITIONSKOSTEN RICHTIG ABRECHNEN

Viele ambulante Pflegedienste verschenken trotz Vollauslastung 

bares Geld – weil sie einen wichtigen Entgeltbestandteil nicht oder 

nicht vollständig abrechnen: die Investitionskosten.

Was sind Investitionskosten?

Investitionskosten sind die Kosten für Gebäude, Büroräume, 

Fahrzeuge und sonstige abschreibungsfähige Anlagegüter, die für 

den Betrieb notwendig sind (§ 82 Abs. 2 SGB XI). Sie sind nicht 

durch die reguläre Pflegevergütung abgedeckt und dürfen 

zusätzlich berechnet werden.

Was nicht geförderte Dienste dürfen – und wie einfach es geht

In den meisten Bundesländern gibt es keine öffentliche Förderung. 

Die betriebsnotwendigen Investitionsaufwendungen können dann 

ohne behördliche Zustimmung gesondert berechnet werden. Es 

genügt eine einfache Mitteilung an die zuständige Landesbehörde 

(§ 82 Abs. 4 SGB XI). Eine Überprüfung der Kosten durch die 

Behörde findet dabei nicht statt.

Gegenüber Selbstzahlern reicht eine entsprechende Vereinbarung 

im Pflegevertrag (§ 120 SGB XI) – dann sind die Investitionskosten 

sofort abrechnungsfähig. Für Klienten mit ergänzender Sozialhilfe 

ist zusätzlich eine Vereinbarung mit dem Sozialhilfeträger 

erforderlich (§ 75 Abs. 5 Satz 3 SGB XII). Sie kann als Pauschale 

oder als individuelle Einzelvereinbarung geschlossen werden.

Praxistipp: Prüfen Sie jetzt, ob Sie Ihre Investitionskosten bereits 

vollständig abrechnen! Mit den richtigen Vertragsklauseln und 

einer kurzen Anzeige sind zusätzliche Einnahmen schnell und 

rechtssicher erschlossen. Lehnt der Sozialhilfeträger die 

vollständige Übernahme ab, können Sie die Investitionskosten 

dennoch in voller Höhe gegenüber Klienten abrechnen.

Henning Sauer
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Jörn Bachem 

Rechtsanwalt, Fachanwalt für 

Verwaltungsrecht; Heimrecht, 

Pflegeversicherungsrecht, 

Eingliederungshilfe, Kinder-

und Jugendhilfe

Henning Sauer 

Rechtsanwalt, Fachanwalt für 

Arbeitsrecht, Fachanwalt für 

Sozialrecht; Kranken- und 

Pflegeversicherungsrecht, 

außerklinische Intensivpflege

Jörn Bachem ist seit 2010 Partner der Kanzlei. Er berät und vertritt 

unsere Mandanten im Heim- und Pflegerecht, im Recht der 

Eingliederungshilfe sowie der Kinder- und Jugendhilfe. Als Experte 

des Rechts der Pflege-Qualitätssicherung ist er bundesweit 

anerkannt. Auch in Fragen des sonstigen Verwaltungsrechts, etwa 

des öffentlichen Baurechts, des Brandschutzes oder 

Fördermittelrechts, steht er unseren Mandanten zur Seite.  

Henning Sauer ist seit 2013 Partner der Kanzlei. Er ist unser 

Spezialist für die ambulante Pflege. Als einer der wenigen 

bundesweit anerkannten Experten des Rechts der außerklinischen 

Intensivpflege berät und vertritt er Betreiber ambulanter 

Pflegedienste in Vertrags- und Vergütungsverhandlungen sowie in 

Schieds- und Gerichtsverfahren. Als Fachanwalt für Sozialrecht 

berät er außerdem zu allen Fragen, die im Zusammenhang mit 

Qualitäts- und Abrechnungsprüfungen oder der Vergütung von 

allgemeinen Pflegeleistungen stehen.
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ZU NEUEM LEBEN ERWECKT:

RECHT DER SOZIALEN DIENSTE UND EINRICHTUNGEN

Im Herbst 2026 soll eine juristische Fachzeitschrift 

Wiederauferstehung feiern. Die RsDE war bis zum Jahr 2014 die 

beste Adresse für juristische Fachbeiträge zum Recht der sozialen 

Einrichtungen und Dienste, ob Pflege, Eingliederungs- oder der 

Kinder- und Jugendhilfe. Immer auf höchstem juristischem Niveau 

und zugleich stets praxisnah.

Diese Lücke wollen wir schließen und noch im laufenden Jahr mit 

Heft 77 die Tradition fortsetzen, erscheinend im Verlag der 

iw campus GmbH. Wenn Sie sich für das erste (kostenfreie) Heft 

vormerken lassen möchten, schreiben Sie an: 

kontakt@iw-campus.de.

iw intern: News/Angebote

Wissensvorsprung nutzen!

Als Ihr verlässliches Beratungsteam für die Sozialwirtschaft 

informieren wir Sie gerne zu neuen rechtlichen Entwick-

lungen. Ob Präsenzworkshop oder Online-Seminar: Unsere 

Schulungsformate greifen die aktuellen Herausforderungen 

der Branche auf und bieten praxisnahe Lösungsansätze.

Gern entwickeln wir gemeinsam mit Ihnen ein passendes 

Workshop-Format!

https://www.facebook.com/IfflandWischnewski/
https://www.instagram.com/ifflandwischnewski/
https://www.kununu.com/de/iffland-wischnewski-rechtsanwaelte1
https://www.linkedin.com/company/iffland-wischnewski-rechtsanwaelte
mailto:info@iw-recht.de
tel://+496151136600/
https://www.iw-recht.de/
https://www.xing.com/pages/ifflandwischnewskirechtsanwalte
https://www.iw-recht.de/rss-feeds/
https://www.iw-recht.de/impressum/
https://www.iw-recht.de/datenschutz/
mailto:management@iw-recht.de?subject=iw-Newsletter%20abbestellen&body=Bitte%20schicken%20Sie%20mir%20keine%20weiteren%20Newsletter.%20Vielen%20Dank!
mailto:management@iw-recht.de?subject=Bestellung%20iw-Newsletter&body=Bitte%20senden%20Sie%20mir%20den%20iw-Newsletter%20zu.%20Vielen%20Dank!%20
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